
Über dieUmsetzung der Kinderrcchtskonvention inLuxemburg
2. Teil

Bemerkungen zueinem Seminar des Familienministeriums am 20.November 2002 imSOS-
Kinderdorf inMersch.

1. Teil: KinderpolitikundSchule(erschienenim BulletinN° 108)
2. Teil:Justiz,Umweltund Gesundheit,Elternhaus,DienstleistungenfiirKinder,Umgangmit

Kindern,Behinderte Kinder

3) Justiz

Die Unzufriedenheit vieler Menschen, die im
Bereich der Kinder- und Jugendarbeit tâtig
sind fand ihren Ausdruck in einer Kampagne
gegen das bestehende Jugendschutzgesetz, die
in der Nummer 205 der Zeitschrift Forum"
ihren schriftlichen Niederschlag fand1. Viele
Hoffhungen wurden in die Arbeit der Spezial-
kommission«Jeunesse en détresse" gesetzt, die
sich jedoch nach der Verôffentlichung des
Kommissionsberichts als unbegriindet erwie-
sen. ZwarhôrtedieKommissionaile wichtigen
Akteure in diesem Bereich an, gab deren Ar-
gumente auch ziemlich korrekt im Bericht
wider, Hep sich aber nicht im Geringsten von
diesen Argumenten beeinflussen. Die neu ge-
griindete Nationale Koalition fur die Rechte
des Kindes wird sich ausfuhrlich mit dieser
Problematik beschâftigen und imFebruar 2004
ein Hearing mit allen Beteiligten organisieren.
Auf der Tagung in Mersch wurden jedoch
bereits folgendeFeststellungen gemacht:

Notwendigkeit einer Reform des Jugend-
schutzgesetzes

In diesem Bulletin haben wiroft daraufhinge-
wiesen, dass wir ein neves Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz brauchen. Die Streichung des
Paragraphen 11, der den Eltern die Erzie-
hungsgewalt wegnimmt sobald das Kind vom
Jugendrichter in ein Heim eingewiesen wird,
wiirde zwar cine Erleichtemngfur die betrof-

fenen Eltern bedeuten, ândert aber nicht an
dem Charakter dièses Gesetzes, das cher in
einer Schutz- denn einer Hilfelogik verfasst
wurde. Ein neves Kinder und Jugendhilfe Ge-
setz - um die deutsche Bezeichnung zu u'ber-

nehmen - wiirde daru'ber hinaus cine ganze
Reihe von offenenFragen lôsen, wiedie Orga-
nisation der Hilfsdienstefiir Kinder inschwie-
rigen Lebei}slagen, die Heimeinweisungspro-
zedur, die Evaluation der Platzierungsmafi-
nahme sowie der Schutz der Rechte des plat-
ziertenKindes.

Reform der Prozeduren (Kinderanwâlte,
Einspruchsrecht und Einsichtsrecht der
Eltern)

Die Reform der Prozeduren vor dem Jugend-
gericht wird vor allem von Insidern verlangt.
Ichkenne mich nicht genug hier aus, um mit-
zudiskutieren, bin jedoch der Meinung, dass
sehr viele Fâlle ùberhaupt nicht vor das Ju-
gendgericht gelangen sollten, sondern-wie in
Belgien — von einem „délégué de l'aide à la
jeunesse

"
im Vorfeld geklàrt werden kônnten.

In diesem Fallgeschieht nichts ohne das Ein-
verstàndnis der Eltern. In anderen Làndern
(z.B. Frankreich werdendieRechte derKinder
und ihrer Eltern jedoch besser respektiert,
auch vor Gericht und bei der Durchfuhrung
der Mafinahme. Die Verteidigung der Rechte
desKindes vor Gericht istnichtgarantiert, der
Richter entscheidet, ob ein Rechtsbeistand
notwendig ist. Eltern dùrfenkeinenEinblick in
die Gerichtsakten bekommen. DasEinspruchs-
recht der Eltern ist nur ungenùgend abgesi-
chert z.B. dadurch, dass sic keine Gegenexper-
tise zum Bericht etwa des SCAS verlangen
kônnen.Auch diezeitlichen Abstânde zwischen
den Terminen, bei denen cine Revision cines
Urteils verlangt werdenkann sindzu lang.

Platzierung von Sâuglingen

Immer noch wurden zu viele Kinder gleich
nach der Geburt in ein Heim eingewiesen. Auf
der Tagung des Ministeriums vom 2/3. Juni

1 JugendschutzamEnde?EinGesetz hat ausge-
dient! ForumN° 205, Januar 2001, S.15-50
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